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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/4344 –

Erfassung der Urteile bei rechtsextremistischen, antisemitischen und fremden-
feindlichen Straftaten

Seit acht Jahren fragen wir die amtierende Bundesregierung regelmäßig (mo-
natlich) nach rechtsextremistischen und ausländerfeindlichen Straftaten und
(vierteljährlich) nach antisemitischen Straftaten. Seit acht Jahren antwortet
die Regierung dabei auf die Frage nach Urteilen gegen diese Täter wie folgt:
„Der Bundesregierung liegen keine Angaben ... vor. Wie bekannt, hat die
Bundesregierung die Landesjustizverwaltungen gebeten, vierteljährlich
– nicht nach Monaten getrennt – über Strafverfahren wegen rechtsextre-
mistischer/fremdenfeindlicher Straftaten zu berichten.“ (Vgl. z. B. Bundes-
tagsdrucksache 14/4287.) Offenbar sind weder die Landesjustizverwaltungen
noch die Bundesregierung daran interessiert, über die Rechtsprechung auf
diesem Gebiet zu berichten.

Währenddessen wächst die öffentliche Kritik an bekannt werdenden Urteilen
gegen rechte Straftäter, die vielfach als zu milde kritisiert werden. So zitiert
der „Tagesspiegel“ vom 14. September 2000 in einer Dokumentation über
Todesopfer rechter Gewalttaten ein Urteil gegen einen Skinhead, der einen
17-jährigen Kurden erstochen hat. Wörtlich heißt es darin, es sei nicht nachzu-
weisen, dass der Skinhead „zum Zeitpunkt des Messerstichs rassistische Mo-
tive verinnerlicht“ hatte.

Obwohl die bestehenden Gesetze ausreichen, um solche Straftaten angemes-
sen zu bestrafen, haben Bundesländer wie Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern inzwischen Gesetzentwürfe vorgelegt oder angekündigt, die zu
schärferen Urteilen gegen solche Täter führen sollen.

In der Öffentlichkeit verfestigt sich der Eindruck, dass die Nichtbeantwortung
von Fragen nach Urteilen gegen rechtsextremistische Täter durch die Landes-
justizverwaltungen und einzelne bekannt gewordene milde Urteile gegen sol-
che Straftäter möglicherweise einen gemeinsamen Grund haben, nämlich die
Bagatellisierung und Verharmlosung rechtsextremistischer Gewalt.
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1. Welche Schritte will die Bundesregierung ergreifen, um die Landesjustiz-
verwaltungen dazu zu bewegen, künftig Angaben über die Strafverfahren
wegen rechtsextremistischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer
Straftaten und die in diesen Verfahren ergangenen Urteile zu erfassen und
zu berichten?

2. Wann wird die Bundesregierung in der Lage sein, Anfragen aus dem
Deutschen Bundestag oder aus der Öffentlichkeit über Urteile gegen
rechtsextremistische, fremdenfeindliche und antisemitische Straftäter zu
beantworten?

Die Bundesregierung weist die in der Vorbemerkung erhobenen Unterstellun-
gen oder Vermutungen, die Landesjustizverwaltungen oder sie selbst seien an
Erkenntnissen über Urteile wegen rechtsextremistischer, antisemitischer oder
fremdenfeindlicher Straftaten nicht interessiert oder neigten gar zu ihrer Baga-
tellisierung oder Verharmlosung, mit Entschiedenheit zurück.

In den Statistiken der Rechtspflege, insbesondere in der StA-Statistik und der
Strafverfolgungsstatistik, werden Ermittlungsverfahren bzw. Abgeurteilte we-
gen rechtsextremistischer, antisemitischer oder fremdenfeindlicher Straftaten
nicht gesondert erfasst. Dies ist im Hinblick auf die Konzeption dieser Statisti-
ken auch nicht möglich. Deswegen führen die Landesjustizverwaltungen auf
Bitte des Bundesministeriums der Justiz seit 1992 eine gesonderte Erhebung
über Strafverfahren wegen – mutmaßlicher oder tatsächlicher – rechtsextremis-
tischer/fremdenfeindlicher Straftaten durch. Die anliegenden Tabellen fassen
die Ergebnisse dieser Erhebung zusammen.

Die auf Ermittlungen und Verurteilungen gerichteten Fragen in den monatli-
chen bzw. vierteljährlichen Kleinen Anfragen über „Ausländerfeindliche und
rechtsextremistische Ausschreitungen in der Bundesrepublik Deutschland“ und
über „Antisemitische Straftaten“ können auf Grund der Ergebnisse dieser Erhe-
bung nicht beantwortet werden. Die Ergebnisse der Erhebung beziehen sich auf
andere Zeiträume als die Fragen und sind nicht so differenziert wie es zur Be-
antwortung der Fragen notwendig wäre. Nach Auffassung der überwiegenden
Zahl der Landesjustizverwaltungen ist eine entsprechende Erweiterung der
Sondererhebung mit Blick auf die starke Belastung der Justiz nicht möglich.
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Anlage

Tabelle 1

Erhebung der Landesjustizverwaltung über Verfahren wegen
rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland

Eingeleitete Ermittlungsverfahren*)

Tabelle 2

Erhebung der Landesjustizverwaltungen über Verfahren wegen
rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland*)

Beschuldigte
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Tabelle 3

Erhebung der Landesjustizverwaltung über Verfahren wegen
rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland*)

Beendete Verfahren

Tabelle 2

Erhebung der Landesjustizverwaltungen über Verfahren wegen
rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland*)

Verurteilungen insgesamt


